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Größe heißt, Talent haben und bescheiden darüber sein. 
James Agate; 1877 – 1947, englischer Kritiker 
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1.  Anforderungen an Registrierkassen ab 1.1.2020 
 

Das Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundaufzeichnungen ist seit dem 28.12.2016 

in Kraft. Danach unterliegen die Registrierkassen und PC-Kassensysteme, die von Unternehmen mit 

Bargeldeinnahmen genutzt werden, als vorgelagerte Systeme der Buchführung denselben Aufzeich-

nungs- und Aufbewahrungspflichten wie die eigentlichen Buchführungssysteme.  

 

Seit dem 1.1.2017 dürfen nur noch solche elektronischen Registrierkassen verwendet werden, die eine 

komplette, dauerhafte Speicherung aller steuerlich relevanten Daten ermöglichen. Seit dem 1.1.2018 

gibt es die sog. Kassen-Nachschau. 

 

Zum 1.1.2020 treten weitere verschärfende Auflagen für die elektronischen Kassensysteme in 

Kraft. Dazu gehören insbesondere: 

 

 Pflicht zur zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung: Die elektronischen Aufzeichnungs-

systeme und die digitalen Aufzeichnungen müssen ab 1.1.2020 mit einer zertifizierten technischen 

Sicherheitseinrichtung (TSE) ausgestattet sein. Dazu gewährleistet das Sicherheitsmodul, dass alle 

Kasseneingaben mit Beginn des Aufzeichnungsvorgangs protokolliert und später nicht mehr uner-

kannt verändert werden können. Auf einem Speichermedium werden die Einzelaufzeichnungen für 

die Dauer der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist gespeichert. Eine digitale Schnittstelle gewährleistet 

eine reibungslose Datenübertragung. 

 Belegausgabepflicht: Registrierkassen müssen in der Lage sein, für jeden einzelnen Geschäftsvor-

fall einen Beleg auszustellen, entweder elektronisch oder in Papierform. Dazu wird die Pflicht zur 

Ausgabe von Quittungen an die Kunden eingeführt. Der Beleg muss in unmittelbarem zeitlichem 

Zusammenhang mit dem Geschäftsvorfall erteilt werden. Den Kunden trifft nicht die Pflicht, den 

Beleg mitzunehmen. 

 Meldungspflicht an die Finanzverwaltung: Damit die Informationen zu den Registrierkassen der 

Finanzverwaltung schon bei der risikoorientierten Fallauswahl für Außenprüfungen zur Verfügung 

stehen, muss der Nutzer, der elektronische Aufzeichnungssysteme verwendet, innerhalb eines Mo-

nats nach Anschaffung oder Außerbetriebnahme des elektronischen Aufzeichnungssystems nach 

amtlichem Vordruck u. a. Art, Anzahl, Seriennummer und die Anschaffungsdaten der im jeweiligen 

Unternehmen eingesetzten elektronischen Aufzeichnungssysteme, sowie die Art der zertifizierten 

technischen Sicherheitseinrichtungen mitteilen. Steuerpflichtige, die ein elektronisches Aufzeich-

nungssystem vor dem 1.1.2020 angeschafft haben, müssen die Meldung bis zum 31.1.2020 ab-

geben.  

 Sanktionierung von Verstößen: Verstöße gegen die Verpflichtung zur ordnungsgemäßen Nutzung 

der technischen Sicherheitseinrichtung können als Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuße von bis 

zu 25.000 € geahndet werden, unabhängig davon, ob ein steuerlicher Schaden entstanden ist.   

 

Bitte beachten Sie! Für Kassen, die nach dem 25.11.2010 und vor dem 1.1.2020 angeschafft wurden, 

die den Regelungen der Aufbewahrung digitaler Unterlagen entsprechen und nicht umgerüstet werden 

können, gilt eine Übergangsfrist bis zum 31.12.2022. Eine Pflicht zum Einsatz elektronischer Regi-

strierkassen gibt es jedoch auch weiterhin nicht. 

 

 

2. Automatischer Informationsaustausch über (ausländische) Finanzkonten  

 in Steuersachen zum 30.9.2019 
 

Nach den Regelungen des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes werden Informationen über 

Finanzkonten in Steuersachen zum 30.9.2019 für 2018 zwischen dem Bundeszentralamt für Steuern 

(BZSt) und der zuständigen Behörde des jeweils anderen Staates automatisch ausgetauscht. 

 

Dem BZSt waren hierfür von den meldenden Finanzinstituten die Finanzkontendaten zu den melde-

pflichtigen Konten nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz elektronisch im Wege der Datenfernüber-

tragung zum 31.7.2019 zu übermitteln. Das Bundesfinanzministerium gab mit Schreiben vom 26.6.2019 



die finale Staatenliste für den automatischen Austausch von Informationen über Finanzkonten in Steu-

ersachen zum 30.9.2019 bekannt. Darin enthalten sind 94 Staaten – weitere sollen folgen. 

 

Gemeldet werden u. a. Namen, Adresse, Kontonummer, Kontostände von Depots und Einlagekonten 

sowie Verkaufserlöse aus Finanzgeschäften, Treuhandgesellschaften und Stiftungen. Meldepflichtig 

sind nicht nur Konten von natürlichen, sondern auch von juristischen Personen sowie Rechtsträgern 

einschließlich Trusts und Stiftungen. Darüber hinaus umfasst der Standard auch die Pflicht zur Prüfung 

passiver Non Financial Entities, also überwiegend vermögensverwaltende Rechtsträger und die Mel-

dung der natürlichen Personen, die diese Rechtsträger tatsächlich beherrschen – also die Mitteilung der 

dahinter stehenden wirtschaftlich Berechtigten. 

 

Anmerkung: Steuerpflichtige, die von den Folgen des Informationsaustauschgesetzes betroffen sind, 

müssen eine Selbstanzeige machen, die noch vor „Entdecken der Tat“ durch das Finanzamt zu erfolgen 

hat. Lassen Sie sich hierzu zwingend beraten! 

 

 

 

3. EuGH verpflichtet Mitgliedstaaten zur Zeiterfassung von Arbeitnehmern 
 

Mit den Neuregelungen des Tarifautonomiegesetzes wurden Arbeitgeber verpflichtet, Beginn, Ende 

und Dauer der täglichen Arbeitszeit von bestimmten Arbeitnehmern spätestens bis zum Ablauf des 

siebten auf den Tag der Arbeitsleistung folgenden Kalendertages aufzuzeichnen und diese Aufzeich-

nungen mindestens zwei Jahre aufzubewahren. 

 

Die Aufzeichnungspflicht gilt – unter weiteren Voraussetzungen – für Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer im Bau-, Gaststätten- und Beherbergungs-, im Personenbeförderungs-, im Speditions-, Trans-

port- und damit verbundenen Logistikgewerbe, im Schaustellergewerbe, bei Unternehmen der Forst-

wirtschaft, im Gebäudereinigungsgewerbe, bei Unternehmen, die sich am Auf- und Abbau von Messen 

und Ausstellungen beteiligen, sowie in der Fleischwirtschaft. Sie besteht auch für alle geringfügig Be-

schäftigten! Geringfügig Beschäftigte in Privathaushalten sind davon ausgenommen. 

 

In seinem Urteil vom 14.5.2019 hatte der Europäische Gerichtshof (EuGH) nunmehr darüber zu ent-

scheiden, ob die Mitgliedsstaaten alle Arbeitgeber zur Zeiterfassung und dem folgend zur Aufzeich-

nung der geleisteten Stunden verpflichten müssen. Darin stellt er fest, dass ohne ein System, mit dem 

die tägliche Arbeitszeit eines jeden Arbeitnehmers gemessen werden kann, weder die Zahl der geleiste-

ten Arbeitsstunden und ihre zeitliche Verteilung noch die Zahl der Überstunden objektiv und verläss-

lich ermittelt werden kann, sodass es für die Arbeitnehmer äußerst schwierig oder gar praktisch unmög-

lich ist, ihre Rechte durchzusetzen. Daher müssen die Mitgliedstaaten die Arbeitgeber verpflichten, ein 

objektives, verlässliches und zugängliches System einzurichten, mit dem die von einem Arbeitnehmer 

geleistete tägliche Arbeitszeit gemessen werden kann. 

 

Anmerkung: Das EuGH-Urteil enthält viel Brisanz. Nunmehr stellt sich die Frage, ob, und wenn ja, ab 

wann der deutsche Gesetzgeber auf dieses Urteil reagiert und wie er es umsetzen wird. Für Arbeitgeber 

und Arbeitnehmer würde es auf jeden Fall noch mehr Bürokratie und einen Rückschritt für viele Ar-

beitszeitmodelle bedeuten.  

 

 

4. Nunmehr doch Sonderabschreibungen beim Mietwohnungsneubau möglich 
 

Einer schon abgeschriebenen „Sonderabschreibung“ beim Mietwohnungsbau durch das Gesetz zur För-

derung des Mietwohnungsneubaus hat der Bundesrat nunmehr am 28.6.2019 überraschend zugestimmt. 

Der Bundestag hatte die Neuregelungen bereits im Dezember 2018 verabschiedet. Der Gesetzesbe-

schluss wurde damals vom Bundesrat von der Tagesordnung abgesetzt. Mit dem Gesetz strebt die Bun-

desregierung Anreize für den Mietwohnungsneubau im bezahlbaren Mietsegment an. Dies wird 



durch die Einführung einer Sonderabschreibung umgesetzt. Dazu sind folgende Kriterien ausschlagge-

bend:  

 

 Die Sonderabschreibungen in Höhe von jährlich 5 % können im Jahr der Anschaffung oder Herstel-

lung und in den folgenden drei Jahren – also vier Jahre lang – neben der regulären Abschreibung in 

Anspruch genommen werden. Somit werden innerhalb des Abschreibungszeitraums insgesamt bis zu 

28 % der förderfähigen Anschaffungs- oder Herstellungskosten steuerlich berücksichtigt.  

 Sonderabschreibungen kommen nur in Betracht, wenn durch Baumaßnahmen neue bisher nicht vor-

handene Wohnungen – die fremden Wohnzwecken dienen – hergestellt oder diese bis zum Ende des 

Jahres der Fertigstellung angeschafft werden. Aufwendungen für Grundstücke und Außenanlagen 

werden nicht gefördert, ebenso wie Ferienwohnungen. Um sicherzustellen, dass die Wohnungen 

nicht als Ferienwohnungen (unter-)vermietet werden, müssen sie dauerhaft bewohnt sein.  

 Die Regelung wird auf Herstellungs- oder Anschaffungsvorgänge beschränkt, für die der Bauantrag 

oder die Bauanzeige nach dem 31.8.2018 und vor dem 1.1.2022 gestellt wird. Die Sonderabschrei-

bungen können auch dann in Anspruch genommen werden, wenn die Fertigstellung nach dem 

31.12.2021 erfolgt;  längstens bis 2026! 

 Von der Inanspruchnahme der Förderung insgesamt ausgeschlossen ist die Anschaffung und Her-

stellung von Wohnungen, wenn die abschreibungsfähigen Anschaffungs- oder Herstellungskosten 

mehr als 3.000 € je m² Wohnfläche betragen. 

 Die förderfähigen Wohnungen müssen mindestens in den zehn Jahren nach Anschaffung oder Her-

stellung der entgeltlichen Überlassung zu Wohnzwecken dienen. Ein Verstoß gegen die Nutzungs-

voraussetzung führt zur rückwirkenden Versagung der bereits in Anspruch genommenen Sonderab-

schreibungen. Werden Räume sowohl zu Wohnzwecken als auch zu betrieblichen oder beruflichen 

Zwecken genutzt, sind sie, je nachdem welchem Zweck sie überwiegend dienen, entweder ganz den 

Wohnzwecken oder ganz den betrieblichen oder beruflichen Zwecken dienenden Räumen zuzurech-

nen. Ein häusliches Arbeitszimmer wird aus Vereinfachungsgründen den Wohnzwecken dienenden 

Räumen zugerechnet. 

 Die Bemessungsgrundlage für die Sonderabschreibungen wird auf maximal 2.000 € je m² Wohnflä-

che begrenzt. Das wären also bei einer 100-m²-Wohnung 200.000 €. Betragen die Anschaffungs- 

oder Herstellungskosten weniger, sind diese in der tatsächlich angefallenen Höhe für die Sonderab-

schreibungen maßgebend. 

 
  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich für die  
 Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 
 1.1.2015 – 30.6.2016 =- 0,83 % 
 1.7.2014 – 31.12.2014 =- 0,73 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
lhttp://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

 

  

 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014): 
 Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 

 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014): 
 Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
 zzgl. 40 € Pauschale 

 
 

 Verbraucherpreisindex 
 (2015 = 100) 

2019: Juli = 106,2; Juni = 105,7; Mai = 105,4; April = 105,2;  
März = 104,2; Februar = 103,8; Januar = 103,4 

2018: Dezember = 104,2; November = 104,2; Oktober = 104,9 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 

http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Standardartikel/Bundesbank/Zinssaetze/basiszinssatz.html
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/Konjunkturindikatoren/Preise/kpre510.html

